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AUSKUNFTSDIENST Der Wegfall der bekannten
Auskunftnummer 111 hat den Markt geöffnet. 
Die Swisscom verliert Marktanteile. Seite 9

FRENCH OPEN Nach einem Sieg in vier Sätzen
gegen den Spanier Robredo trifft Roger Federer im
Halbfinal nun auf den Russen Dawydenko. Seite 18

LITERATUR Mit den Tagebüchern der argenti-
nischen Schriftstellerin Alejandra Pizarnik ist ein
grosser literarischer Schatz gehoben worden. Seite 27
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Positives Zeichen
für Junge
R E T O  W I S S M A N N

Der Grosse Rat hat sich für 
die Senkung des Stimm- und

Wahlrechtsalters ausgesprochen.
Das heisst aber noch nicht, dass
im Kanton Bern bald auch 16-
und 17-Jährige an die Urne dürfen.
Wie das Kantonsparlament über
die konkrete Verfassungsänderung
entscheiden wird, ist offen. Und
laut Umfragen würde das Stimm-
rechtsalter 16 spätestens in der
Volksabstimmung scheitern.

Der Grosse Rat liess sich
dadurch nicht beirren und hat ein
positives Zeichen für die Jugend
gesetzt. Er zeigt damit, dass er die
Jugendlichen ernst nimmt und an
ihrer Meinung interessiert ist. Die
Jugend soll nicht nur Verantwor-
tung übernehmen, sondern auch
mitbestimmen können.

Auch wenn wahrscheinlich nur
ein kleiner Teil der Jugendlichen
vom neuen Recht Gebrauch
machen würde, wäre es falsch,
allen die Mitsprache vorzuenthal-
ten. Es gibt tatsächlich Jugendli-
che, die sich mit 16 oder 17 Jahren
für Politik interessieren und auch
reif genug sind, um sich eine Mei-
nung zu bilden. Insgesamt gingen
mehr Leute an die Urne, die Ent-
scheide wären damit demokratisch
besser abgestützt. Zudem erhielte
die Jugend in einer alternden
Gesellschaft eine lautere Stimme.

Längerfristig könnte die Senkung
des Stimmrechtsalters sogar zu
einem Mittel gegen die zunehmende
Stimmabstinenz werden. Wenn es
den Schulen gelingt, die Jugend-
lichen auf eine attraktive Weise an
die politischen Prozesse heranzu-
führen, wird es in Zukunft viel-
leicht wieder mehr politisch
interessierte Erwachsene geben.
Voraussetzung dafür ist aber, dass
Gymnasiasten und Berufsschüler
nicht nur über Politik reden, son-
dern auch mitbestimmen können.

Der Jugend eine Stimme
Der Berner Grosse Rat entscheidet sich überraschend für ein tieferes Stimmrechtsalter

SP, Grüne und EVP über-
stimmten gestern die bürgerli-
chen Parteien. Ob jedoch im
Kanton Bern das Stimmrechts-
alter auf 16 Jahre gesenkt
wird, entscheidet das Volk.

R E T O  W I S S M A N N

Das Stimm- und Wahlrecht soll im
Kanton Bern von 18 auf 16 Jahre ge-
senkt werden. Mit 79 zu 74 Stim-
men überwies der Grosse Rat ges-
tern diese Forderung von SP-
Grossrätin Nadine Masshardt. Da-
mit folgt Bern dem Kanton Glarus,
der bereits Anfang Mai als erster
Kanton das Stimmrechtsalter 16
eingeführt hat. 

In Deutschland und Österreich
kennen bereits mehrere Bundes-
länder das tiefere Stimmrechtsal-
ter. Österreich will es gar auf Bun-
desebene einführen.

15 000 neue Stimmbürger

Mit der Senkung des Stimm-
rechtsalters könnten 15 000 neue
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger besser in die politischen
Prozesse integriert werden, argu-
mentierten die Linken. Die Regie-
rung hatte das tiefere Stimm-
rechtsalter ebenfalls unterstützt.
Die Bürgerlichen bezweifelten
hingegen, ob die Jugendlichen
schon reif genug seien, um politi-
sche Entscheide zu fällen. Zudem
wollten sie nicht, dass künftig poli-
tisches und zivilrechtliches Mün-
digkeitsalter auseinander klaffen.

Nach dem Entscheid von ges-
tern wird eine konkrete Verfas-
sungsänderung ausgearbeitet. Da-
nach entscheidet nochmals das
Parlament und schliesslich das
Volk über die Anpassung. Frühes-

tens 2009 dürften dann auf Kan-
tons- und Gemeindebene bereits
16-Jährige an die Urne.

In der nächsten Woche behan-
delt das Kantonsparlament ver-
schiedene Vorstösse zur politi-

schen Bildung. Ein besserer Staats-
kundeunterricht sei wichtig, um
die Jugendlichen mit der Politik
vertraut zu machen, waren sich
gestern links und rechts einig.

Seiten 3 und 19

Für Bern nur eine 
weiche Schuldenbremse

GROSSER RAT Das bernische
Kantonsparlament hat gestern
eine Schuldenbremse beschlos-
sen. Sie soll verhindern, dass die
Schulden, die derzeit bei etwas
über sieben Milliarden Franken
liegen, weiter ansteigen. Erreicht
wird dies, indem künftig Investitio-
nen nicht mehr fremdfinanziert
werden dürfen. Über dieses neue
Instrument wird das Volk zu befin-
den haben.  

Die gestrige Debatte verlief
nicht so, wie das in den letzten Mo-
naten in der bernischen Finanzpo-
litik schon fast zur Gewohnheit ge-
worden war: Die Bürgerlichen

schafften es nicht, eine unlimitier-
te Schuldenbremse durchzubrin-
gen. Stattdessen folgte eine Rats-
mehrheit der EVP: Diese hatte eine
Schuldenbremse verlangt, deren
Wirkung ausser Kraft gesetzt wird,
sobald die Schuldenquote unter 12
Prozent fällt. 

Der EVP-Antrag war nur des-
halb von Erfolg gekrönt, weil die
Bürgerlichen nicht geschlossen
stimmten. Die prominenteste Ab-
weichlerin war Therese Bernhard
(svp, Worb): Die Finanzspezialistin
hatte schon früher mit einer Quote
sympathisiert. (db)

Seite 25

Statt zwei nur
ein Endlager?

ATOMMÜLL Wirtschaftlich sei es
sinnvoll, in der Schweiz statt zwei
nur ein Endlager für radioaktive
Abfälle zu planen, sagt der zustän-
dige Experte bei der Nagra. Die
Geologie lasse ein Lager für hoch-
und schwachaktive Abfälle am sel-
ben Ort zu. Damit die Endlagerung
schneller umgesetzt wird, hat die
bürgerliche Parlamentsmehrheit
gestern mehr Geld für zusätzliches
Personal beschlossen. (cvb)
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ETA droht 
mit Terror

SPANIEN Zum Beginn der Ferien-
zeit droht Spanien eine neue Welle
von Anschlägen der ETA. Die bas-
kische Terrororganisation erklärte
gestern die vor mehr als einem Jahr
verkündete Waffenruhe für be-
endet. Ab Mitternacht werde die
ETA «an allen Fronten aktiv, um das
baskische Heimatland zu vertei-
digen», kündigte die Organisation
in einer Erklärung an zwei baski-
sche Tageszeitungen an. Das ist ein
schwerer Rückschlag für Minister-
präsident Zapatero. Er hatte darauf
gesetzt, die ETA zu einer Nieder-
legung der Waffen bewegen zu
können. (ap/sda)
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Schaukampf 
um Autorennen

NATIONALRAT Die grosse Kam-
mer hat gestern das Verbot von Au-
torennen auf Rundstrecken aufge-
hoben. Klar genehmigte sie eine
entsprechende Änderung des
Strassenverkehrsgesetzes. Damit
sollen auch Formel-1-Rennen in
der Schweiz wieder möglich wer-
den. Ob es tatsächlich dazu
kommt, ist indes fraglich. Sogar
Autorennsport-Vertreter sprechen
von einer geringen Wahrschein-
lichkeit. Dies hinderte die Natio-
nalräte aber nicht daran, sich einen
genüsslichen Symbolkampf zu lie-
fern: Hier die Umweltschützer, dort
die Freunde der Mobilität. (swe)
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